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Referenden 2012

Volksrechte

Im Berichtjahr wurde gegen sechs parlamentarische Beschlüsse ein Referendum
ergriffen. Erfolgreich zu Stande kamen drei, nämlich das Referendum gegen das
Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Managed Care; am 14. Februar mit 131'158
gültigen Unterschriften), das Referendum gegen das Tierseuchengesetz (am 16. Juni mit
51'110 gültigen Unterschriften) und das Referendum gegen das Bundesgesetz über die
Raumplanung (am 16.10.12 mit 69'277 gültigen Unterschriften). Über die ersten beiden
wurde noch im Berichtjahr abgestimmt. Die Abstimmung über die
Raumplanungsrevision wurde für das Frühjahr 2013 traktandiert. Kein Erfolg war den
drei Referenden gegen die Bundebseschlüsse über die Doppelbesteuerungsabkommen
mit Deutschland (48'604 Unterschriften), Österreich (46'848 Unterschriften) und
Grossbritannien (47'363 Unterschriften) beschieden. Alle drei verfehlten laut Bericht
der Bundeskanzlei vom 30. Oktober das Quorum (siehe hier). Im Vergleich zu den
Vorjahren wurde die Referendumswaffe damit wieder häufiger eingesetzt (2010 und
2011: je 1 zustande gekommenes Referendum; 2009: 1 zustande gekommenes und 1
nicht zustande gekommenes Referendum). 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Referenden 2013

Volksrechte

Im Berichtjahr wurde gegen acht Bundesgesetze das Referendum ergriffen (2012: 6).
Die Unterschriftensammlung gegen die Asylgesetzrevision war von
Flüchtlingsorganisationen und linken Kreisen bereits Ende 2012 gestartet worden. Mitte
Januar wurden hierzu 63'666 gültige Unterschriften eingereicht. Auch gegen das
Epidemiegesetz sammelten verschiedene Gruppen mit teilweise recht
unterschiedlichen Zielen bereits Ende 2012 bis Mitte Februar 77'360 beglaubigte
Unterschriften. Das Referendum gegen die Revision des Arbeitsgesetzes kam im April
mit 70'306 Unterschriften erfolgreich zustande. Die Sonntagsallianz – ein
Referendumskomitee aus verschiedenen religiösen Gruppierungen und Vereinigungen,
der SP, der GP, der EVP und der CSP sowie verschiedener Gewerkschaften – hatte nach
eigenen Angaben bereits nach 2 Monaten über 60 000 Unterschriften gegen die
Öffnungszeiten bei den Tankstellenshops gesammelt. Mitte April kündigte Uniterre ein
Referendum gegen das Reformpaket in der Agrarpolitik an, zog dieses Ansinnen dann
aber zugunsten der Initiative des Bauernverbandes wieder zurück. Äusserst erfolgreich
war das überparteiliche Komitee um Walter Wobmann (svp, SO), das innert kurzer Zeit
107'424 Unterschriften gegen die Erhöhung der Abgabe für die Benützung von
Nationalstrassen sammelte. Wegen mangelnder finanzieller Unterstützung wurde die
Unterschriftensammlung gegen die Erhöhung der kostendeckenden Einspeisevergütung
zur Förderung erneuerbarer Energien abgebrochen. Noch im Berichtjahr wurden
Unterschriftensammlungen gegen den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs
Gripen und gegen das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz und den USA lanciert.
Gegen das Freihandelsabkommen mit China konnte das Referendum nicht ergriffen
werden, weil der Antrag der SP, das Abkommen dem fakultativen Referendum zu
unterstellen, vom Nationalrat abgelehnt wurde. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Referenden 2014

Volksrechte

Bereits 2013 waren die Unterschriftensammlungen gegen den Fonds zur Beschaffung
des Kampfflugzeugs Gripen und gegen das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz
und den USA lanciert worden. Während das Referendum gegen die Gripen-Beschaffung
Ende Januar mit 65‘384 gültigen, vom Bündnis gegen neue Kampfflugzeuge und vom
Liberalen Komitee „Nein zum Gripen“ gesammelten Unterschriften zustande kam,
scheiterte die Unterschriftensammlung gegen FATCA. Nach der 100-tägigen Frist
konnten lediglich 35‘264 Unterschriften eingereicht werden. Auch das vom Kanton
Wallis angestrengte Kantonsreferendum gegen FATCA wurde nur vom genannten Kanton
unterstützt – nötig gewesen wären aber insgesamt acht Kantone. Im Berichtsjahr selber

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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kündigten das Komitee „Nein zur Billag-Mediensteuer“ und der Verein „Aktion
stopBillag.ch“ an, ein Referendum gegen das neue Bundesgesetz über Radio und
Fernsehen (RTVG) zu ergreifen. Bereits Mitte Dezember hatte das Komitee laut eigener
Aussage die nötigen Unterschriften gesammelt, bis Ende 2014 aber noch nicht
eingereicht. Auch gegen den Bau einer zweiten Gotthard-Strassenröhre zur Sanierung
des Tunnels wurde ein Referendum lanciert. Federführend  war hier der Verein "Nein
zur zweiten Gotthardröhre, hinter dem der VCS und die Alpeninitiative stehen. Auch
dieses Komitee war rasch erfolgreich und hatte Ende Jahr nach eigenen Angaben
bereits über 100'000 Unterschriften gesammelt. Die EVP kündigte vorsorglich an, gegen
das noch nicht zu Ende debattierte Fortpflanzungsmedizingesetz das Referendum
ergreifen zu wollen. Allerdings ist vorgängig ein obligatorisches Referendum nötig, um
die heute verbotene Präimplantationsdiagnostik (PID) zu ermöglichen. Auch der
atomfreundliche Verein "Kettenreaktion" kündigte an, gegen jegliche Verbote von AKW
das Referendum zu ergreifen. 3

Übersicht Referenden 2015

Volksrechte

Von den drei fakultativen Referenden, die gegen 2015 vom Parlament erlassene
Beschlüsse lanciert worden waren, schafften nur zwei die Hürden. Das
Kantonsreferendum gegen den Entscheid des Parlaments zu den Grundbeiträgen des
Ressourcen- und Lastenausgleichs für 2016 bis 2019 scheiterte, weil nur vier (SH, ZG,
SZ, NW) statt der nötigen acht Kantone dagegen opponierten. Die nötige Anzahl
Unterschriften reichten hingegen die SVP mit ihrem Veto gegen das Asylgesetz sowie
die Juso gegen das Nachrichtendienstgesetz ein. Insgesamt hatte das Parlament im
Berichtsjahr 59 Bundesgesetze oder Bundesbeschlüsse gefällt, gegen die das fakultative
Referendum hätte eingereicht werden können (2014: 60). Die drei fakultativen
Referenden, die angestrengt wurden, entsprachen also 5.1 Prozent aller
referendumsfähigen Gesetze und Beschlüsse (2014: 5%).

2015 stand zudem ein fakultatives Referendum zur Abstimmung (2014: 1), das gegen das
2014 vom Parlament beschlossene Radio- und Fernsehgesetz angestrengt und Ende
Januar 2015 vom Schweizerischen Gewerbeverband mit 91'308 gültigen Unterschriften
eingereicht worden war. Bei der Abstimmung Mitte Juni 2015, wurde das Gesetz mit
einer hauchdünnen Mehrheit angenommen. 4

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Übersicht Referenden 2016

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Zwar hatten vier unterschiedliche, von Privatpersonen geführte Komitees gegen die
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative das Referendum angekündigt, sie
schafften es jedoch innerhalb der 100 Tage nicht, die nötigen Unterschriften zu
sammeln. Zu hoch war die Unterschriftenhürde 2016 auch für zwei weitere Komitees.
Die Gruppe Giardino konnte lediglich 44'603 Unterschriften gegen die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) einreichen und auch über das Bundesgesetz
betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (BÜPF) wurde nicht an
der Urne entschieden, weil die Allianz aus allen Jungparteien, den Piraten, der AL und
zahlreichen zivilgesellschaftlichen Organisationen ebenfalls nur knapp über 40'000
Unterschriften dagegen sammeln konnte. 
Erfolgreicher waren die SP, die gegen die Unternehmenssteuerreform (USR III)
opponierte, und die SVP, die gegen das Energiegesetz das Referendum ergriff. Damit
wurde gegen 3.2 Prozent der 2016 vom Parlament gefällten 63 Erlasse ein Referendum
eingereicht. Dies entsprach dem Wert von 2015, als gegen 3 der 59 Erlasse ein
Referendum angestrebt worden war, wobei damals nur zwei Komitees (3.4%) die nötige
Zahl an Unterschriften innerhalb der vorgesehenen Frist einreichen konnten.

Neben den beiden bereits 2015 eingereichten Referenden – gegen das Asylgesetz und
das Nachrichtendienstgesetz –, standen 2016 auch zwei weitere, vom Parlament noch
2014 erlassene und bekämpfte Bundesbeschlüsse zur Abstimmung: die Sanierung des
Gotthard-Strassentunnels und das Fortpflanzungsmedizingesetz. Alle vier Referenden
blieben dabei erfolglos. Im Februar hiess die Stimmbevölkerung die Sanierung des

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN
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Gotthard-Tunnels gut, Anfang Juni stiessen sowohl das von der SVP bekämpfte
Asylgesetz als auch das Fortpflanzungsmedizingesetz, gegen das insbesondere die EVP
ein Veto angestrengt hatte, bei der Bevölkerung auf viel Akzeptanz. Und im September
erhielt auch das Nachrichtendienstgesetz, das von der Linken bekämpft wurde, fast
zwei Drittel aller Stimmen. 5

Übersicht Referenden 2017

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Gegen zwei der total 45 im Jahr 2017 vom Parlament verabschiedeten und dem
fakultativen Referendum unterstellten Erlasse wurde ein Veto eingelegt. Damit lag der
Anteil bekämpfter Parlamentsbeschlüsse (4.4%) in diesem Jahr etwas höher als noch in
den Vorjahren (2015: 3.4%; 2016: 3.2%), wobei in den Vorjahren auch jeweils lancierte
Referenden an der Unterschriftenhürde gescheitert waren (2015: 1; 2016: 3). Dies war
2017 nicht der Fall: So erzwangen verschiedene Gruppierungen angeführt von
Westschweizer Gewerkschaften mit 58'054 gültigen Unterschriften eine Abstimmung
über die Reform der Altersvorsorge 2020 und die jungen Grünen brachten mit 60'744
Unterschriften das Geldspielgesetz an die Urne.

Neben der Reform der Altersvorsorge, die noch im September 2017 von der
Stimmbevölkerung an der Urne abgelehnt wurde, standen 2017 auch die vom Parlament
im Vorjahr beschlossenen und mit einem Referendum bekämpften Erlasse zur
Unternehmenssteuerreform III und zum Energiegesetz zur Abstimmung. Während das
Referendum gegen die USR III im Februar zu einem Erfolg der Linken wurde und die
Vorlage an der Urne ziemlich deutlich verworfen wurde, hielt das von der SVP
bekämpfte Energiegesetz im Mai an der Urne stand. Mit der AHV-Vorlage und dem USR
III waren gleich zwei fakultative Referenden in diesem Jahr erfolgreich; letztmals war
mit der Ablehnung des Gripen-Fonds 2014 ein Bundesgesetz an der Urne gescheitert. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN

Übersicht Referenden 2018

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Fast jeder zehnte parlamentarische Erlass, der dem fakultativen Referendum
unterstand, wurde 2018 mit einem Veto belegt. Konkret wurde gegen vier der 41
Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse, die vom Parlament 2018 verabschiedet wurden,
das Referendum ergriffen. Der Anteil von 9.8 Prozent bekämpfter Erlasse ist doppelt so
hoch wie in den Vorjahren (2015: 5.1%; 2016: 3.2%; 2017: 4.4%). Wie bereits 2017
schafften es alle Komitees, die nötige Anzahl Unterschriften in der hunderttägigen Frist
zu sammeln. Alle angestrebten Referenden schafften also im Unterschied zu 2015 und
2016, als ein bzw. drei Referenden nicht zustande gekommen waren, die
Unterschriften- und Fristenhürden. Bekämpft wurden Beschlüsse von rechts (die EU-
Waffenrichtlinie und die Erweiterung der Rassismusstrafnorm mit einem
Homophobieartikel), von links (die gesetzliche Grundlage für die Überwachung von
Versicherten) und auch von verschiedenen linken und bürgerlichen Komitees
gleichzeitig (AHV-Steuer Deal; STAF).

Noch im November 2018 wurde über die Überwachung von Versicherten abgestimmt.
Das Referendum war hier nicht erfolgreich, hiess die Stimmbevölkerung doch die
gesetzliche Grundlage beinahe mit einer Zweidrittelmehrheit gut. Die restlichen drei
bekämpften Vorlagen werden 2019 der Stimmbevölkerung vorgelegt. Ebenfalls noch
2018 wurde über das Geldspielgesetz abgestimmt, das vom Parlament 2017 erlassen
worden war und das von den jungen Grünen mittels fakultativem Referendum an die
Urne gebracht wurde. Aber auch dieses Referendum blieb deutlich chancenlos: 72.9
Prozent der Stimmbevölkerung stützte den Entscheid des Parlaments. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2018
MARC BÜHLMANN
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Übersicht Referenden 2019

Volksrechte

Im Jahr 2019 erliess das Parlament insgesamt 54 Bundesgesetze oder
Bundesbeschlüsse, die dem fakultativen Referendum unterstellt waren (2018: 41).
Gegen insgesamt sechs dieser Erlasse (11%) wurde ein Referendum angestrengt (2018:
gegen 4; 9.8%). Damit hielt der Trend zur stärkeren Kontrolle des Parlaments durch
Referenden auch 2019 an: In den Jahren 2015, 2016 und 2017 lag der Anteil
parlamentarischer Erlasse, gegen die ein Veto eingelegt wurde, noch jeweils bei rund 4
Prozent. 
Ein Komitee um die Kampagnenplattform «Wecollect» reichte 64'933 gültige
Unterschriften gegen das E-ID-Gesetz ein; die SP wollte die Bevölkerung zur Erhöhung
des Kinderabzugs befragen und reichte dagegen 53'088 Unterschriften ein; das
Jagdgesetz wurde von verschiedenen Umwelt- und Tierschutzorganisationen bekämpft
und wird dank der eingereichten 58'570 Unterschriften an der Urne entschieden
werden; gegen den indirekten Gegenvorschlag zur Initiative für einen
Vaterschaftsurlaub reichten Vertreter der SVP und der Jungfreisinnigen 54'489
Unterschriften ein. 
Über die vier Gesetze soll im Jahr 2020 abgestimmt werden. Auch die Sammelfristen
für die beiden angekündigten Referenden gegen die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge
– die GSoA, die SP und die Grünen sammelten hier Unterschriften – sowie gegen das
Freihandelsabkommen mit Indonesien, angestrengt von Uniterre, laufen im Frühling
2020 ab. 

Drei fakultative Referenden, die gegen Erlasse aus dem Jahr 2018 gerichtet waren,
waren 2019 abstimmungsreif. Davon kamen zwei im Mai an die Urne und waren beide
erfolglos. Die Mehrheit der Stimmbevölkerung stützte das Parlament nämlich sowohl
hinsichtlich der Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie, gegen die ein Komitee aus der
Interessengemeinschaft Schiessen (IGS) und der SVP das Referendum ergriffen hatte,
als auch hinsichtlich des Bundesgesetzes über die Steuerreform und die AHV-
Finanzierung (STAF), mit dem verschiedene Komitees von linker und bürgerlicher Seite,
insbesondere bestehend aus Jungparteien, nicht einverstanden waren. Die Abstimmung
über die Erweiterung der Rassismusstrafnorm um den Tatbestand der sexuellen
Orientierung wurde auf Februar 2020 angesetzt. 8

ANDERES
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN

Übersicht Referenden 2020

Volksrechte

Gegen sechs von total 72 im Jahr 2020 vom Parlament erlassenen Bundesgesetzen und
Bundesbeschlüssen wurde das Referendum angestrengt (6.9%). Von diesen fünf kamen
freilich nur vier zustande. Im Vergleich zu den beiden Vorjahren (2019: 10.9%; 2018:
9.8%) ist der Anteil Erlasse, gegen die erfolgreich ein Veto eingelegt wurde (5.6%), also
wieder leicht gesunken. Im ersten Pandemiejahr verabschiedete das Parlament zudem 9
dringliche Bundesgesetze. Gegen eines davon, das Proximity-Tracing-System, wurden
von einem Westschweizer Komitee zwar Unterschriften gesammelt, die Hürde von
50'000 Signaturen wurde allerdings nicht übersprungen. Auch das Referendum gegen
das Bundesgesetz über Überbrückungsleistungen für ältere Arbeitslose, das von einem
aus SVP-Parlamentarierinnen und -Parlamentariern bestehenden Komitee «Nein zur
Entlassungsrente» angestrebt worden war, kam nicht zustande. 

Zustande kamen hingegen die Referenden gegen das Bundesgesetz über polizeiliche
Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus (Komitee aus JGLP, JUSO, Junge GP,
Piraten, Chaos Computer Club und unterstützt von SP und GP), gegen das Bundesgesetz
über die Verminderung von Treibhausgasemissionen (Komitee aus wirtschafts- und
SVP-nahen Kreisen sowie der Klimastreikbewegung aus der Westschweiz), gegen das
ebenfalls dringliche Covid-19-Gesetz (Verein «Freunde der Verfassung») und gegen die
Änderung des Zivilgesetzbuches für eine «Ehe für alle» (Komitees mit SVP-, EDU-,
Mitte- und EVP- Politikerinnen und -Politikern). Der Bundesrat hatte ab Oktober 2020
Erleichterungen für das Sammeln von Unterschriften vorgesehen, was den vier
Komitees in Anbetracht der hohen Zahl eingereichter Signaturen augenscheinlich
entgegen kam – insbesondere konnten die Komitees von den Gemeinden nicht
beglaubigte Unterschriften einreichen. Alle vier Referenden wurden im Frühjahr 2021

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2020
MARC BÜHLMANN
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eingereicht; ihre Abstimmung stand 2020 noch aus.  

Abgestimmt wurde 2020 über fünf Referenden (gegen 2018 bzw. 2019 gefasste
Bundesbeschlüsse). Im Februar unterstützte die Stimmbevölkerung den Entscheid des
Parlaments, Diskriminierung und Aufruf zu Hass aufgrund der sexuellen Orientierung
unter Strafe zu stellen. Das von der EDU und der SVP angestrengte Referendum war also
nicht erfolgreich. Da die Abstimmungen im Mai 2020 aufgrund der Covid-19-Pandemie
vom Bundesrat abgesagt worden waren, hatten die Stimmberechtigten im September
gleich über vier Referenden zu befinden. Zwei von ihnen waren dabei erfolgreich: Die
von der SP bekämpfte steuerliche Berücksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten
und das von Umwelt- und Tierschutzorganisationen an die Urne gebrachte Jagdgesetz
fanden bei den Abstimmenden keine Mehrheit. Angenommen wurden hingegen der
Vaterschaftsurlaub, gegen den ein Komitee aus SVP und junger FDP das Veto eingelegt
hatte, und der Bundesbeschluss über die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge, gegen
den die GP, die SP und die GSoA das Referendum ergriffen hatten. 9

Übersicht Referenden 2021

Volksrechte

Gegen 8 der 68 vom Parlament im Jahr 2021 gefassten Bundesbeschlüsse oder
Bundesgesetze, die dem fakultativen Referendum unterstellt waren, wurde dieses
direktdemokratische Veto ergriffen. Diese rund zwölf Prozent Anteil bekämpfter
Parlamentsentscheide stellen einen leicht höheren Wert dar als noch vor der Pandemie
(2018: 10%; 2019: 11%) und heben sich recht stark vom Vorjahr ab, als lediglich 5 von 72
Parlamentsbeschlüsse bekämpft worden waren (5.6%). 

Ebenfalls im Gegensatz zu 2020, als ein Anlauf gescheitert war, schafften es die
Komitees in allen acht Fällen, die nötigen Unterschriften zusammenzubringen. Aufgrund
der Schwierigkeiten beim Sammeln von Unterschriften im Zuge der Massnahmen gegen
die Covid-19-Pandemie hatte der Bundesrat das Obligatorium für die Beglaubigung der
Unterschriften durch die Gemeinden aufgehoben, was den Referendumskomitees das
Sammeln der Unterschriften während der ganzen 100-tägigen Frist erlaubte –
normalerweise müssen die Unterschriften innerhalb dieser 100-Tage-Frist von den
Gemeinden auch beglaubigt werden. Der Erlass dieses Obligatoriums dürfte mit ein
Grund für die teilweise sehr hohen Unterschriftenzahlen sein, mit denen die
Referenden gegen die 2021 gefassten Beschlüsse eingereicht wurden: So wurden
187'239 Unterschriften für das Referendum gegen die 2. Revision des Covid-19-
Gesetzes (eingereicht am 27.4.22), 124'337 Unterschriften für das Referendum gegen
die AHV21 (eingereicht am 27.4.22) und 109'948 Unterschriften für das Referendum
gegen das Bundesgesetz über ein Massnahmenpaket zugunsten der Medien (eingereicht
am 17.11.21) gesammelt. Aber auch für die Referenden gegen die Abschaffung der
Stempelabgaben (71'316; eingereicht am 17.11.21) und gegen das Transplantationsgesetz
(70'230; eingereicht am 14.3.22) kamen mehr als 70'000 Unterschriften zusammen.
Freilich liess die Bundeskanzlei davon jeweils nur einen für das Zustandekommen
notwendigen Teil nachträglich bei den Gemeinden beglaubigen, wie dies im Erlass der
Unterschriftenbeglaubigung vorgesehen war; offiziell ausgewiesen wurden deshalb in
allen Fällen lediglich zwischen 55'000 und 75'000 Signaturen. Ebenfalls zustande kamen
das Referendum gegen das Filmgesetz («Lex Netflix») (69'797 am 14.3.22 eingereichte
Unterschriften), das Referendum gegen die Übernahme der EU-Verordnung über die
Europäische Grenz- und Küstenwache (Frontex) (58'360 am 14.3.22 eingereichte
Unterschriften) und das Referendum gegen das Bundesgesetz über die
Verrechnungssteuer (66'478 am 27.4.22 eingereichte Unterschriften). Zum Vergleich: Im
Schnitt wurden zwischen 2000 und 2020 pro fakultativem Referendum 75'379 gültige
Unterschriften eingereicht.

2021 standen sieben fakultative Referenden zur Abstimmung. Im langjährigen Schnitt
(2000-2021: 2.9 pro Jahr) war auch dies eine überdurchschnittlich hohe Zahl; noch nie
in den letzten 20 Jahren waren so viele fakultative Referenden in einem Jahr zur
Abstimmung gelangt. In zwei dieser sieben Fälle war das Referendum erfolgreich: An
der Urne abgelehnt wurden die E-ID (Bundesgesetz über elektronische
Identifizierungsdienste; abgestimmt am 7.3.21) und das CO2-Gesetz (abgestimmt am
13.6.21). Angenommen wurden hingegen das Covid-19-Gesetz (abgestimmt am 13.6.21)
sowie dessen zweite Revision (abgestimmt am 28.11.21), aber auch das
Wirtschaftsabkommen mit Indonesien (abgestimmt am 7.3.21), das Bundesgesetz über

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2021
MARC BÜHLMANN
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polizeiliche Massnahmen zur Terrorismus-Bekämpfung (abgestimmt am 13.6.21) sowie
die Ehe für alle (abgestimmt am 29.9.21). Im Vergleich zu den Vorjahren war der Anteil
von rund 29 Prozent erfolgreichen Referenden ebenfalls leicht überdurchschnittlich.
Zwischen 2000 und 2021 liegt die durchschnittliche Erfolgsrate fakultativer Referenden
pro Jahr bei 21 Prozent. Ins Auge fällt 2021 zudem die überdurchschnittliche hohe
Beteiligung bei den Abstimmungen über die sieben Referenden. Mobilisierten
fakultative Referenden zwischen 2000 und 2020 pro Jahr 46.4 Prozent
Stimmberechtigte an die Urne, lag der Jahresschnitt 2021 bei 57.1 Prozent. 10
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